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ZEITGESPRÄCH

Brauchen wir eine Qualifizierungsoffensive?
l y

Während der Wirtschaftsaufschwung ins vierte Jahr geht, verharrt die Arbeitslosigkeit nach wie vor bei 
über zwei iVlillionen. Gleichzeitig wird von seiten der Wirtschaft zunehmend über einen Mangel an qualifi­
zierten Kräften in verschiedenen Berufen und Regionen geklagt. Welchen Beitrag können verstärkte beruf­
liche Qualifizierungsanstrengungen zur Überwindung der Arbeitslosigkeit leisten? Brauchen wir eine Qua­
lifizierungsoffensive?

Fritz-Heinz Himmelreich

Die Qualifizierungsoffensive ist notwendig!

Der Konjunkturaufschwung er­
faßt seit 1984 den Arbeitsmarkt 

mit größer werdender Dynamik. 
Nachdem zwischen 1980 und 1983 
rund eine Million Arbeitsplätze verlo­
rengegangen sind, stieg die Zahl 
der beschäftigten Arbeitnehmer 
1984 um 12000 und 1985 um 
167000. Für dieses Jahr wird ein Zu­
wachs von gut 300000 prognosti­
ziert. Der Abbau der Arbeitslosigkeit 
hat mit dieser Entwicklung nicht 
Schritt halten können. Denn zum ei­
nen belastet die demographische 
Entwicklung weiterhin den Arbeits­
markt. Und zum anderen werden 
viele neue Arbeitsplätze quasi an 
den Arbeitslosen vorbei mit anderen 
Personengruppen besetzt (Rück­
kehrer in das Erwerbsleben; Absol­
venten betrieblicher, schulischer 
und hochschulischer Ausbildungs­
gänge; Teilnehmer an beruflichen 
Fördermaßnahmen der Arbeitsäm­
ter). 1986 wird es aber zum ersten 
Mal seit 1979 wieder zu einem 
Rückgang der Arbeitslosenzahlen 
kommen, und zwar um gut 100000.

Zu den Ungereimtheiten der ge­
genwärtigen Entwicklung gehört,
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daß selbst bei mehr als 2 Mill. Ar­
beitslosen aus allen Berufsberei­
chen das Wirtschaftswachstum 
nicht so reibungslos in mehr Be­
schäftigung umgesetzt werden 
kann, wie es zu erwarten wäre. 
Viele Betriebe berichten, daß sie die 
verfügbaren Produktions- und
Wachstumsspielräume nicht aus­
schöpfen können, weil Spezialisten, 
qualifizierte Arbeitnehmer, aber 
auch ungelernte Kräfte fehlen. Die­
ser Befund wurde in verschiedenen 
Betriebsbefragungen bestätigt, die 
Verbände und Kammern z. B. in Ba­
den-Württemberg, Nordrhein-West- 
falen und Rheinland-Pfalz durchge­
führt haben. Aber auch der Ifo-Kon- 
junkturtest stellt gerade für die ex­
pandierenden Wirtschaftszweige 
(z. B. Maschinenbau) relativ häufig 
fest, daß Arbeitskräftemangel ein 
Produktionshemmnis ist. Fachkräf­
temangel ist zwar regional und sek­
toral unterschiedlich ausgeprägt, 
gleichwohl aber eine Tatsache.

Um kurzfristig wirksame Hand- 
lungsstrategien zum Abbau dieses 
Wachstumshemmnisses abzulei­
ten, muß man sich unvoreingenom­

men mit den Ursachen des Pro­
blems befassen. Vor allem aus Ge­
werkschaftskreisen ist häufig zu hö­
ren, die Unternehmer seien selbst 
schuld, da sie nicht ausreichend 
ausgebildet hätten. Abgesehen da­
von, daß Schuldzuweisungen 
nichts zur Problemlösung beitra­
gen, muß festgestellt werden, daß 
kein Versagen der Ausbildung vor­
liegt, wie ein kurzer Rückblick be­
legt.

Leistungen der Wirtschaft

Anfang der 70er Jahre war es er­
klärtes Ziel der Bildungspolitik, die 
betriebliche Ausbildung zugunsten 
schulischer Bildungsgänge zurück­
zudrängen, zunächst sogar mit ei­
nem gewissen Erfolg, denn das 
Ausbildungsplatzangebot ging in 
dieser Zeit zurück. Lehrlinge waren 
Mangelware, und viele gesell­
schaftspolitische Reformer hielten 
diesen Zustand für ausreichend gut. 
Die Wirtschaft hat diese Politik nie 
akzeptiert. Mit einer beeindrucken­
den Leistung steigerte sie aus eige­
ner Initiative das Lehrstellenange­
bot seit Mitte der 70er Jahre in gro-
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ßen Schritten, um die benötigten 
Nachwuchsl<räfte auszubilden und 
den geburtenstarken Jahrgängen 
Ausbildungschancen zu eröffnen. 
Daß die duale Ausbildung bei der 
jungen Generation heute ein solch 
hohes Ansehen genießt, hat sie sich 
in dieser Zeit selbst erarbeitet. 
Nichts dokumentiert die Leistung 
der Wirtschaft eindrucksvoller als 
dieTatsache, daß heute mit über 1,8 
Mill. Auszubildenden über 500000 
mehr eine Lehrstelle haben als 
1976 und daß ein gewichtiger Teil 
dieses Zuwachses während der Re­
zession zu Beginn der 80er Jahre 
geschaffen wurde.

Jetzt werden über 70 % eines Al­
tersjahrganges im dualen System 
ausgebildet, Mitte der 70er Jahre 
waren es erst 60 %. Damals gelang­
te noch fast ein Viertel eines Alters­
jahrganges ohne Ausbildung in das 
Erwerbsleben, jetzt sind es nur 
noch knapp 10%. Diese Gruppen, 
die zu einem großen Teil nicht in der 
Lage waren bzw. sind, die stetig ge­
steigerten Anforderungen einer Be­
rufsausbildung zu erfüllen, haben 
heute die größten Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt. Erwerbsperso­
nen ohne Ausbildung haben eine Ar­
beitslosenquote von fast 20%, Aus­
gebildete hingegen von nur rund 
6%.

Auch der häufig zu hörende Hin­
weis, es werde in falschen, weil an­
geblich wenig zukunftsträchtigen 
Berufen ausgebildet, trifft ins Leere, 
da erstens niemand definieren 
kann, was ein Zukunftsberuf ist, da 
zweitens Berufsprognosen stets ge­
scheitert sind und da drittens die Be­
rufswünsche der Jugendlichen 
ignoriert werden.

Die Ursachen des Fachkräfte­
mangels liegen vielmehr im Zusam­
menwirken von Struktur und Dauer 
der Arbeitslosigkeit auf der einen 
Seite und den Anforderungen der 
neu geschaffenen Arbeitsplätze auf 
der anderen Seite. Etwa 60% der

Arbeitslosen zählen zu den Nicht- 
Qualifizierten. Von den qualifizier­
ten Arbeitslosen ist bereits mehr als 
jeder Vierte mindestens ein Jahr 
lang arbeitslos. Je länger der ein­
zelne aber arbeitslos ist, desto eher 
gehen seine beruflichen Fertigkei­
ten und Kenntnisse verloren. Zu­
meist sind der Erwerb bzw. die Auf­
frischung und Aktualisierung der be­
ruflichen Qualifikationen sowie das 
Wiedererlernen konstanten Arbeits­
verhaltens erforderlich, damit diese 
Arbeitslosen wieder in ein Arbeits­
verhältnis gelangen können. Denn 
im Zuge des Konjunkturauf­
schwungs werden nicht die eher 
einfach strukturierten Arbeitsplätze 
reaktiviert, die in der Rezession ver­
lorengegangen sind. Technischer 
und organisatorischer Wandel be­
wirkt höhere Qualifikationsanforde­
rungen. Nur mit einer Qualifizie­
rungsoffensive können die aktuel­
len Strukturdiskrepanzen abgebaut 
werden.

Anforderungen der Zukunft

Die Projektion „Arbeitslandschaft 
2000“ des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung und der Pro­
gnos AG zeigt, daß die Qualifizie­
rungsoffensive auf mittlere Sicht an­
gelegt sein muß. Denn die Qualifika-
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tionsstruktur könnte sich aufgrund 
dieser Projektion folgendermaßen 
entwickeln:

□  Der Anteil der Arbeitsplätze für 
Nicht-Ausgebildete sinkt von 32% 
(1982) auf etwa 20% (2000).

□  Der Änteil der Arbeitsplätze für 
betrieblich bzw. berufsschulisch 
Ausgebildete steigt von 53 % (1982) 
auf knapp 59% (2000).

□  Der Anteil der Arbeitsplätze für 
Absolventen von Meister- und Tech­
nikerschulen bleibt mit knapp 7% in 
etwa konstant.

□  Der Anteil der Arbeitsplätze für 
Absolventen von Fachhochschulen 
bzw. Hochschulen steigt von 8,5 % 
(1982) auf etwa 15% (2000).

Fehlende oder unzureichende 
Qualifikation vermindert in der Zu­
kunft die Arbeitsplatzchancen noch 
mehr als jetzt schon. Daher ist es 
zum einen erforderlich, daß die Be­
triebe ihr Ausbildungsengagement 
auch bei rückläufigen Bewerberzah­
len hochhalten, um den Fachkräfte­
nachwuchs selbst auszubilden. 
Zweitens wird die Weiterbildung der 
Beschäftigten im Betrieb größere 
Bedeutung erlangen. Diese berufli­
che Weiterbildung -  ob sie nun in 
vom Arbeitsprozeß losgelösten Kur­
sen oder durch „Learning by doing“ 
erfolgt -  wird sich weiterhin an den 
Veränderungen der beruflichen Pra­
xis und damit am Bedarf orientieren. 
Politik -  auch die Tarifpolitik -  muß 
den Betrieben dafür einen hinrei­
chend großen Gestaltungsspiel­
raum belassen, damit die Expan­
sion der betrieblichen Weiterbildung 
verstärkt fortgeführt werden kann. 
Die Erfahrungen der vergangenen 
Jahre lassen erwarten, daß die Be­
triebe diese Aufgaben in der Zu­
kunfterfüllen werden.

Für die anforderungsgerechte 
Qualifizierung der Arbeitslosen muß 
aber deutlich mehr getan werden. 
Daher haben Bundesregierung und
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Sozialpartner im September 1985 
beschlossen, zusammen mit der 
Bundesanstalt für Arbeit die Qualifi­
zierungsoffensive durclizuführen. 
Für die Förderung der Qualifizie­
rung von Arbeitslosen hat die Bun­
desanstalt für Arbeit aufgrund des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
eine originäre Zuständigl<eit. Mit der 
Qualifizierungsoffensive soll insbe­
sondere

□  der unheilvolle Wirkungszusam­
menhang zwischen individueller Ar­
beitslosigkeit und Verfall von Qualifi­
kation und Motivation bei dem ein­
zelnen Arbeitslosen durchbrochen 
werden,

□  die Zeit der unfreiwilligen Ar­
beitslosigkeit für die Revitalisierung 
und Ausweitung der beruflichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten ge­
nutzt werden und

□  sollen letztlich auch der Wirt­
schaft die benötigten, bedarfsge­
recht qualifizierten Arbeitskräfte zu­
geführt werden.

Mit der 7. Novelle zum AFG sind 
die Instrumente zur Förderung der 
beruflichen Bildung geschärft wor­
den. Im Haushalt 1986 der Bundes­
anstalt für Arbeit sind die Mittel zur 
Förderung der beruflichen Fortbil­
dung und Umschulung, der betrieb­
lichen Einarbeitung und der Berufs­
vorbereitung deutlich auf über 5 
Mrd. DM angehoben worden. Fast 
500000 Teilnehmer können damit 
gefördert werden. Dieser expansive 
Kurs muß in den kommenden Jah­
ren fortgesetzt werden.

Neue Schwerpunkte

Im Grundsatz ist die Qualifizie­
rungsoffensive zwar nichts Neues, 
da sie sich auf die insgesamt be­
währten Instrumente des Arbeitsför­
derungsgesetzes stützt. Neu ist 
aber die Schwerpunktsetzung: Die 
berufliche Qualifizierung der Ar­
beitslosen soll praxisnäher erfol­
gen. Dieses Ziel kann nur erreicht

werden, wenn sich Betriebe und be­
triebsnahe Bildungseinrichtungen 
stärker als bislang an den berufli­
chen Bildungsmaßnahmen der Ar­
beitsverwaltung beteiligen, um da­
mit die betriebliche Aus- und Weiter­
bildung zu ergänzen, nicht aber zu 
ersetzen. Dafür gibt es verschie­
dene Organisationsformen: Die Be­
triebe können selbst Maßnahmeträ­
ger werden, sie können Maßnah­
men im Betriebsverbund durchfüh­
ren, sie können externen Weiterbil­
dungseinrichtungen Praktikanten­
plätze anbieten. Die Betriebe sind 
mit ihren sachlichen und personel­
len Kapazitäten, mit ihrem Erfah­
rungswissen auf dem Gebiet der 
Aus- und Weiterbildung und mit ih­
ren Möglichkeiten, die Teilnehmer 
motivierend in die Arbeitssituation 
einzuführen, besser als betriebs­
ferne Bildungseinrichtungen geeig­
net, Arbeitslose für eine neue Be­
schäftigung zu qualifizieren.

Die Erfahrung und die Statistiken 
der Bundesanstalt für Arbeit bewei­
sen die größeren Erfolge einer pra- 
xis- und damit betriebsnahen Quali­
fizierung: Die geförderten Teilneh­
mer gelangen schneller wieder in 
ein Arbeitsverhältnis, gerade weil 
die Maßnahmen inhaltlich und orga­
nisatorisch besser auf den Bedarf 
der Wirtschaft ausgerichtet sind.

Nun ist der Boden für eine ver­
trauensvolle und pragmatische Zu­
sammenarbeit zwischen Betrieben, 
betriebsnahen Bildungseinrichtun­
gen und Arbeitsämtern bereitet. Er­
klärte Politik der Bundesanstalt für 
Arbeit ist es, die Qualifizierungsof­
fensive aktiv umzusetzen. Bei den 
Betrieben steigt -  unterstützt durch 
die Informations- und Motivationsar­
beiten der Verbände -  die Bereit­
schaft, Arbeitslose für den Wieder­
einstieg in das Arbeitsleben zu qua­
lifizieren. Zunehmend wird erkannt, 
daß die berufliche Qualifizierung 
auch der Arbeitslosen mehr und 
mehr zu einer bedeutsamen Auf­

gabe für die betriebliche Personal­
politik und für verbandliche Aktivitä­
ten wird, die dahingehen, die Be­
triebe über das AFG zu informieren, 
über dessen Hilfen zu beraten und 
auch Verbundmaßnahmen zu initiie­
ren und zu organisieren.

Eine Gemeinschaftsaufgabe

Die Gewerkschaften aber -  na­
mentlich die IG Metall -  wollen sich 
anscheinend wieder aus der ge­
meinsamen Aufgabe verabschie­
den. Nachdem ihre Vertreter in den 
Selbstverwaltungsgremien der Bun­
desanstalt für Arbeit die Vorberei­
tungen für die Qualifizierungsoffen­
sive mitgetragen haben, kommt dort 
jetzt wieder eine gewisse Distanz 
dieser Aufgabe gegenüber auf, ver­
bunden mit dem unbegründeten 
Verdacht, die Betriebe könnten die 
Bundesanstalt für Arbeit als „Kasse 
für betriebliche Qualifizierungsmaß­
nahmen mißbrauchen“ . Dabei sol­
len die Unternehmen nur das tun, 
was die Bildungswerke der Gewerk­
schaften seit Jahren im großen Stile 
betreiben, nämlich Arbeitslose mit fi­
nanzieller Hilfe der Arbeitsämter zu 
qualifizieren. Dies ist völlig in Ord­
nung, weil auch die betrieblich an­
gelegte berufliche Qualifizierung 
von Arbeitslosen genau den Vorstel­
lungen von einer aktiven Arbeits­
marktpolitik entspricht, wie sie im 
AFG niedergelegt sind. Hinter dem 
Ziel, sich an dem Interesse der Ar­
beitslosen zu orientieren, sollten die 
Bildungsträger, die jetzt Aktivitäten 
ergreifen und auch ergreifen sollten, 
jede Art von Auseinanderdividieren 
zurückstellen. Aktive Arbeitsmarkt­
politik ist eine Gemeinschaftsauf­
gabe für Politik, Sozialpartner und 
Bundesanstalt für Arbeit. Die auf 
diesem Sektor der beruflichen Wei­
terbildung unvermeidliche Konkur­
renz hat zurückzustehen hinter der 
Kongruenz des Handelns der So­
zialpartner beim Abbau der Arbeits­
losigkeit.
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Siegfried Bleicher
J

Eine notwendige, aber keine hinreichende Maßnahme

Ö ffentliche Debatten leben vom 
Austausch l<ontroverser Argu­

mente. Doch nur wenige von ihnen 
haben einen über tagespolitische 
Erfordernisse hinausreichenden 
Bestand. Dies gilt auch für die Dis- 
l<ussion um den Einsatz neuerTech- 
nologien. Kaum eines der dabei vor­
gebrachten Argumente vermochte 
sich so hartnäcl<ig zu behaupten 
wie die These der vermeintlichen 
technologischen Rückständigkeit 
der bundesdeutschen Industrie. Mit 
ihr wurde nicht nur die Umorientie­
rung der staatlichen Forschungs­
und Technologiepolitik begründet. 
Auch für die hohe Arbeitslosigkeit 
wurde mit dieser These eine Ursa­
chenerklärung geliefert: Arbeitslo­
sigkeit, so behauptet die BDA in ih­
rem „20-Punkte-Programm: für
mehr Beschäftigung“ , sei die Folge 
von zuwenig technischem Fort­
schritt.

Aus guten Gründen hat die -  vom 
DGB stets zurückgewiesene -  
These von der vermeintlichen tech­
nologischen Rückständigkeit an Be­
deutung verloren. Wachsende Ex­
portüberschüsse widerlegen sie 
ebenso wie Informationen über den 
Einsatz neuer Technologien. Da­
nach setzten bereits Ende 1983 
rund 51 % aller Unternehmen des 
verarbeitenden Gewerbes in der 
Bundesrepublik die Mikroelektronik 
überwiegend als Mittel zur Prozeß- 
innovation, aber auch zur Produkt- 
innovation ein. Dem entspricht die 
Feststellung, daß bereits 1983 rund
23,5 % aller abhängig Erwerbs­
tätigen programmgesteuerte Ar­
beitsmittel verwendeten. Nahezu 
8 % der abhängig Erwerbstätigen, 
so heißt es in einer Untersuchung 
des lAB, „hatten im Jahre 1983

hauptsächlich (während ihrer über­
wiegenden Arbeitszeit) mit dem 
,Kollegen Computer“ zu tun“ . Diese 
Zahlen zeigen, daß sich der techni­
sche Wandel in einem zügigen 
Tempo vollzieht. Sie zeigen aber 
auch, daß die Unternehmen die er­
forderlichen technischen und wirt­
schaftlichen Anpassungsmaßnah­
men offensichtlich -  entgegen den 
Aussagen ihrer Verbände -  ohne 
tiefgehende Probleme zu bewälti­
gen vermochten.

Ausgehend von den vorliegenden 
Informationen über den techni­
schen Wandel erstaunt daher die 
Behauptung, der zunehmende tech­
nische Fortschritt bewirke einen 
konjunkturunabhängigen autono­
men Arbeitskräfte- und Qualifizie­
rungsbedarf, der aus dem Kreis der 
Arbeitslosen nicht länger gedeckt 
werden könne. Deshalb sei eine 
umfassende Qualifizierungsoffen­
sive erforderlich. Durch sie sollen, 
so der Präsident des VDMA, Prof. 
Schiele, die Arbeitnehmer mit dem 
erforderlichen „Computerführer­
schein“ ausgestattet werden. Zur 
Begründung dieser Forderung wird 
vielfach auf die Qualifikationsstruk­
tur der Arbeitslosen und den ver­
meintlichen Facharbeitermangel 
verwiesen. Eine genaue Prüfung 
zeigt jedoch, daß diese pauschale 
Argumentation korrekturbedürftig 
ist: die These vom Facharbeiter­
mangel wird von den Fakten eindeu­
tig widerlegt.

Im September 1985 verfügte die 
Hälfte der Arbeitslosen über eine 
abgeschlossene Berufsausbildung. 
Gegenüber 1980 hat sich ihr Anteil 
an den Arbeitslosen deutlich erhöht. 
Selbst in den Bereichen der Metall­

industrie, die durch hohe Produk­
tionssteigerungen gekennzeichnet 
sind, übersteigen die Zahlen ar­
beitsloser Facharbeiter die Zahlen 
der offenen Stellen um mehr als das 
20fache. Dem entspricht, daß 1985 
offene Stellen für Facharbeiter we­
sentlich schneller besetzt werden 
konnten als noch 1981 und 1982. 
Schließlich muß berücksichtigt wer­
den, daß die Bereitschaft zur Mobili­
tät und Flexibilität bei den Arbeitslo­
sen deutlich über dem Durchschnitt 
der Wohnbevölkerung liegt. Zutref­
fend stellte der Sachverständigen­
rat daher sowohl in seinem Jahres­
gutachten 1984/85 und 1985/86 
fest, daß es im allgemeinen keine 
Schwierigkeiten bereite, Arbeits­
plätze zu besetzen. Zur gleichen 
Feststellung gelangte auch das Ifo- 
Institut. Im Rahmen seiner Befra­
gungen erklärten 1985 nur 2 % der 
Unternehmen, ihre Produktion 
werde durch Arbeitskräftemangel 
behindert!

Wenn das Institut der Deutschen 
Wirtschaft angesichts dieses Sach­
verhaltes behauptet, „nur knapp ein 
Drittel aller Arbeitslosen könnte pro­
blemlos vermittelt werden“ , dann 
bringt es damit zum Ausdruck, daß 
die Unternehmer inzwischen bei 
der Auswahl von neu zu besetzen­
den (Dauer-)Arbeitsplätzen weitaus 
höhere Leistungs- und Qualifika­
tionsmaßstäbe anlegen als früher. 
Mit ihnen sollen die Voraussetzun­
gen geschaffen werden für eine fle­
xible Nutzung des Arbeitsvermö­
gens der Arbeitnehmer. Zu diesem 
Zweck nutzen die Unternehmen die 
hohe Arbeitslosigkeit, um diejeni­
gen Arbeitskräfte auszutauschen, 
die ihren wachsenden Anforderun­
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gen nicht mehr genügen. Olympia­
reife Belegschaften werden auf die­
sem Wege zusammengestellt, zu­
gleich verschlechtern sich die Strul<- 
turmerkmale der Arbeitslosen im 
Hinblick auf Dauer, Alter, Leistungs­
fähigkeit und Qualifikation -  ihre 
Wiedereingliederung wird er­
schwert. Schließlich verdeckt die 
Behauptung von der Unvermittel- 
barkeit der Arbeitslosen Versäum­
nisse in der beruflichen Aus- und 
Fortbildung, die vorrangig eine Auf­
gabe der privaten und öffentlichen 
Arbeitnehmer ist.

Arbeitsorganisation

Die Behauptung, unzureichende 
Qualifikationen der Arbeitnehmer 
behinderten den Prozeß des techni­
schen Wandels, wird schließlich 
auch durch die betriebliche Praxis 
widerlegt. Im Zusammenhang mit 
der Einführung neuer Technologien 
oder größeren technischen Umstel­
lungen verfügen strukturkonserva­
tive, hochgradig arbeitsteilige Ge­
staltungslösungen immer noch über 
ein großes und dauerhaftes Behar­
rungsvermögen. Demgegenüber 
erfolgen weitreichende humane 
und soziale Innovationen bei der 
Gestaltung von Arbeit und Technik 
in den Betrieben und Verwaltungen 
eher selten. Doch es sind gerade 
diese Ausnahmen, die gezeigt ha­
ben, daß die traditionelle tayloristi- 
sche Arbeitsorganisation mit einfa­
chen und stets wiederkehrenden Tä­
tigkeiten kein dauerhafter Garant 
für Rentabilität und Produktivität ist, 
sondern mit hohen direkten und in­
direkten betrieblichen wie sozialen 
Kosten einhergeht.

Neue Technologien verfügen ge­
genüber den traditionellen Automa­
tisierungstechnologien über erwei­
terte Gestaltungsspielräume. Sie 
lassen den wenig arbeitsteiligen, 
qualifizierten Zuschnitt von Arbeits­
tätigkeiten und -systemen zu. Diese 
Sachverhalte gilt es bereits bei 
Planungen und Entscheidungen
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über den Einsatz neuer Technolo­
gien -  unter Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer und ihrer Interessenver­
tretung -  zu berücksichtigen. Zu be­
rücksichtigen gilt es aber auch das 
Wechselverhältnis von Qualifikation 
und Arbeitsorganisation. Die von 
den Gewerkschaften geforderte Ge­
staltung von Arbeit und Technik „er­
zeugt nicht nur Qualifizierungsbe­
darf; sie ist auch in erheblichem Um­
fang abhängig von Qualifikationen 
und demzufolge von -  weit -  vorlau­
fender Qualifizierung“ (Burkard 
Lutz). Es war maßgeblich dieser Zu­
sammenhang, der die Gewerk­
schaften veranlaßte, zusätzlichen 
Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen des Arbeitsförderungsge­
setzes zuzustimmen.

Arbeitsmarktpoiitil<

Für die Arbeits- und Lebenssitua­
tion der Arbeitnehmer ist die berufli­
che Qualifikation von existentieller 
Bedeutung. Sie prägt ihre Stellung 
im Arbeitsleben ebenso wie im au­
ßerbetrieblichen Lebenszusam­
menhang. Da zwischen der Sicher­
heit des Arbeitsplatzes, der Arbeits­
qualität, der Entlohnung und der be­
ruflichen Qualifikation ein enger Zu­
sammenhang besteht, sind die Ar­
beitnehmer in der Regel an einer 
umfassenden beruflichen Qualifika­
tion interessiert. Aus diesem Grund 
befürworten die Gewerkschaften 
Qualifizierungsmaßnahmen als In­
strument einer vorausschauenden 
Arbeitsmarktpolitik.

Allerdings unterliegen Entschei­
dungen über den Erwerb berufli­
cher Qualifikationen keineswegs al­
lein dem Handeln der Arbeitnehmer. 
Sie sind in hohem Maße an die Inter­
essen der Unternehmen gekoppelt. 
Aus diesem Grund ist es Aufgabe 
staatlicher Berufsbildungs- und Ar­
beitsmarktpolitik, den Gegensatz 
zwischen eher kurzfristigen Perso­
naleinsatzinteressen der Unterneh­
men und den langfristigen Interes­

sen der Arbeitnehmer an umfassen­
den und stabilen beruflichen Qualifi­
kationen abzubauen. Angesichts 
der hohen Arbeitslosigkeit wird die 
staatliche Politik dieser Anforde­
rung immer weniger gerecht. Deut­
lich zeigt sich dies in der beruflichen 
Weiterbildung. Zwar haben die Ein­
tritte in Maßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung seit 1980 stetig zuge 
nommen, doch ging dies mit eine 
erheblichen Verringerung der Auf 
Wendungen je Teilnehmer und eine 
deutlichen Verringerung der Lauf 
zeit der Maßnahmen einher. Darun 
ter hat die Qualität der Maßnahmen 
gelitten, zugleich ging der finan­
zielle Anreiz zur Teilnahme an Wei­
terbildungsmaßnahmen verloren. 
Ebensowenig ist es bisher gelun­
gen, ungelernte und Langzeitar­
beitslose im erforderlichen Maße in 
die Weiterbildung einzubeziehen.

Schließlich übte die anhaltende 
Arbeitslosigkeit zusätzlichen Druck 
auf die Arbeitsmarkt- und Weiterbil­
dungspolitik aus. Bemüht um eine 
rasche Wiedereingliederung von 
Teilnehmern an Weiterbildungsmaß­
nahmen, wächst die Gefahr, daß die 
rasche und reibungslose Anpas­
sung der Arbeitskräfte an die aktu­
elle Nachfrage zum dominierenden 
Ziel staatlicher Qualifizierungsmaß­
nahmen wird. Dies gilt insbeson­
dere im Hinblick auf die beschlos­
sene Öffnung von Ausbildungs- und 
Umschulungseinrichtungen der Be­
triebe für die von den Arbeitsämtern 
geförderten Maßnahmen. Bei ihnen 
ist nicht ausgeschlossen, daß die 
neuen betrieblichen Maßnahmen 
weder auf Kosten außerbetriebli­
cher Träger oder bisheriger betriebli­
cher Maßnahmen erfolgen und so­
mit zusätzliche Kapazitäten bereit­
stellen, noch ist gewährleistet, daß 
langfristig stabile und arbeitsmarkt­
gängige Kenntnisse und Fertigkei­
ten vermittelt werden. Über diese 
Risiken können die Vorzüge von 
Maßnahmen in enger Nähe zum
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praktischen Arbeitsvollzug nicht hin­
wegtäuschen.

An den Risiken einer sich wan­
delnden Weiterbildungspolitik sind 
die Arbeitgeber und ihre Verbände 
maßgeblich beteiligt. In Hinweisen 
und Handlungshilfen zur Durchfüh­
rung von beruflichen Qualifizie­
rungsmaßnahmen legen sie dar, 
daß und wie die von den Arbeitsäm­
tern geförderten betrieblichen Bil­
dungsmaßnahmen ihren eigenen 
Interessen dienen. So wird in einer 
Informationsschrift der BDA folge­
richtig darauf hingewiesen, daß Be­
triebe, die sich an einer so verstan­
denen Qualifizierungsoffensive be­
teiligen, „bessere [Möglichkeiten 
(haben), die richtigen Mitarbeiter 
auszuwählen“ . Weiter heißt es: „Ein 
ganz entscheidender Punkt kommt 
hinzu: Der Betrieb wird nicht durch 
zusätzliche Kosten belastet.“ Wen 
überrascht es daher noch, wenn die 
Landesvereinigung Rheinland-Pfäl- 
zischer Unternehmerverbände an­
läßlich einer „Befragung zur Vorbe­
reitung einer Qualifizierungskam­
pagne für Arbeitslose“ feststellt: 
„Zusammenfassend kann gesagt 
werden, daß bei den Facharbeitern

% und bei den Angelernten der 
Betriebe nur dann bereit sind, Ar­
beitskräfte zu qualifizieren, wenn 
dafür ein Zuschuß der Arbeitsver­
waltung gezahlt wird.“

Um einem grundlegenden Miß­
verständnis vorzubeugen: aus den 
Risiken der betrieblichen Durchfüh­
rung von Weiterbildungsmaßnah­
men im Auftrag der Arbeitsämter 
ziehen die Gewerkschaften nicht 
den Schluß, derartige Maßnahmen 
abzulehnen. Allerdings verbinden 
sie ihre Zustimmung dazu mit der 
Forderung, daß betriebliche Weiter­
bildung mehr sein muß als eine 
kurzfristige Anpassung an den Be­
darf der Unternehmen. Auch be­
triebliche Maßnahmen müssen zu 
einer Höherqualifizierung führen. 
Sie dürfen nicht die bloße Fähigkeit 
zur Bedienung und Anwendung von 
Computer- und Maschinensyste­
men am einzelnen Arbeitsplatz zum 
Ziel haben, wie es der Vorschlag 
zum Erwerb eines Computerführer­
scheins intendiert. Das Ziel der Wei­
terbildungsmaßnahmen muß viel­
mehr im Erwerb einer grundlegen­
den technischen wie sozialen Kom­
petenz im Bereich neuer Technolo­

gien liegen. Dabei muß sowohl die 
Motivation als auch die Lernfähig­
keit der Teilnehmer gefördert als 
auch die Qualität der Maßnahmen 
verbessert werden. Schließlich 
müssen die von den Arbeitsämtern 
geförderten Maßnahmen stärker an 
den Zielen einer vorausschauen­
den Arbeitsmarktpolitik ausgerich­
tet werden.

Erst bei Berücksichtigung dieser 
Anforderungen ist eine umfassende 
Qualifizierungspolitik in der Lage, 
über die Interessen der Unterneh­
men hinaus auch die Interessen der 
Arbeitnehmer zu berücksichtigen. 
Eines vermag jedoch auch eine um­
fassende Qualifizierungsoffensive 
nicht zu leisten, nämlich einen 
grundlegenden Beitrag zur Über­
windung der Arbeitslosigkeit. Sie ist 
dazu eine notwendige, aber keines­
wegs hinreichende Voraussetzung. 
Da die Arbeitslosigkeit nicht allein 
auf eine unzureichende Qualifika­
tion der Betroffenen zurückzuführen 
ist, muß die Schere zwischen dem 
Angebot und der Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt durch aktive und 
offensive beschäftigungspolitische 
Maßnahmen geschlossen werden!

Heinrich Franke

Eine der gewinnträchtigsten Zukunftsinvestitionen

Der beruflichen Erwachsenen­
bildung kommt neben der be­

ruflichen Erstausbildung in Zeiten 
anhaltenden Strukturwandels, wie 
wir ihn seit Jahren verzeichnen, zur 
Vermeidung von Arbeitsmarktun­
gleichgewichten ganz besondere 
Bedeutung zu. Technischer Fort­
schritt, organisatorische Umstellun­
gen und Verschiebungen bei der 
Nachfrage nach Waren und Dienst­
leistungen verändern die Arbeits­
plätze und bringen laufend neue An­
forderungen an die Qualifikationen

der Arbeitnehmer. In den vergange­
nen Jahren sind vor allem Arbeits­
plätze mit einfachen Tätigkeiten 
weggefallen. Die Arbeitsplätze, die 
neu geschaffen werden, verlangen 
andere, häufig höhere Qualifikatio­
nen. Obwohl sich die Arbeitslosig­
keit nach wie vor in einer Größen­
ordnung von über 2 Mill. bewegt, 
bereitet es deshalb in einigen Beru­
fen und in verschiedenen Regionen 
Schwierigkeiten, für bestimmte Ar­
beitsplätze Fachkräfte mit den ver­
langten besonderen Qualifikationen

zu finden. In manchem Diskussions­
beitrag in der Öffentlichkeit werden 
diese Ausgleichsprobleme zwar 
überzeichnet. Es ist jedoch unbe­
stritten, daß der Arbeitsmarkt sehr 
differenziert ist. Wirsehen dies auch 
deutlich an den Arbeitsmarktzah­
len, wenn wir uns von der globalen 
Betrachtung lösen. So beläuft sich 
zum Beispiel die Arbeitslosenquote 
für Facharbeiter auf etwa 6 %, wäh­
rend die Quote für beruflich nicht­
qualifizierte Kräfte bei 16% liegt. 
Neben den Betrieben, die hierzu in
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erster Linie aufgerufen sind, muß 
deshalb auch die Bundesanstalt 
ihre Bildungsanstrengungen fortset­
zen, um qualifikationsspezifischen 
und beruflichen Ungleichgewichten 
zwischen Kräfteangebot und Kräfte­
nachfrage vorzubeugen.

Mehr berufliche Bildung schafft 
zwar unmittelbar keine neuen Ar­
beitsplätze; sie ist aber ein Beitrag 
zu besseren volkswirtschaftlichen 
Angebotsbedingungen, weil die 
Produktivität von gut ausgebildeten 
Kräften höher zu veranschlagen ist 
als die von weniger qualifizierten Ar­
beitnehmern. Über den Weg besse­
rer Qualifikation kann bei günstigen 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen mehr Kräftenachfrage 
ausgelöst werden. So bedingt eins 
das andere.

Aber selbst wenn man die Kräfte­
nachfrage auf absehbare Zeit zu­
rückhaltend einschätzt, bleiben Bil­
dungsmaßnahmen erforderlich, 
denn sie verbessern die Arbeits­
marktchancen des einzelnen. Die­
ses Argument galt schon immer. Da­
neben gewinnt wegen der großen 
Zahl an längerfristig Arbeitslosen 
ein weiteres an Bedeutung: Bil­
dungsmaßnahmen müssen ver­
stärkt der Gefahr eines Verlustes an 
beruflichen und anderen Qualifika­
tionen Vorbeugen. Vorhandene 
Qualifikationen müssen erhalten 
werden.

Ansatzpunkte

Nicht übersehen werden darf in 
diesem Zusammenhang auch, daß 
die Hälfte der Arbeitslosen keine ab­
geschlossene Berufsausbildung 
hat, dies aber auf weniger als ein 
Drittel aller Beschäftigten zutrifft. 
Die Ungelernten sind unter den Ar­
beitslosen also deutlich überreprä­
sentiert. Hier setzen die Arbeitsäm­
ter an: In Maßnahmen der von ihnen 
geförderten beruflichen Erwachse­
nenbildung traten bereits 1985

knapp 410000 Arbeitnehmer neu 
ein. Zwei Drittel dieser Teilnehmer 
waren zuvor arbeitslos.

In diesem Jahr reicht das vorhan­
dene Geld sogar für 460000 neue 
Teilnehmer. Die Entwicklung in den 
ersten sechs Monaten zeigt, daß 
diese Zielgröße erreicht werden 
kann. Ganz überschlägig gesagt: 
Die Arbeitsämter helfen Jahr für 
Jahr bis zu 2% der Arbeitnehmer, 
sich beruflich fit zu machen.

Die viel diskutierte Qualifizie­
rungsoffensive ist also nicht erst im 
letzten Jahr erfunden worden, son­
dern bereits seit längerem in vollem 
Gange. Ihr Erfolg zeigt sich darin, 
daß im Anschluß an eine von der 
Bundesanstalt für Arbeit finanzierte 
berufliche Fortbildung oder Um­
schulung zwei Drittel aller Teilneh­
mer innerhalb von sechs Monaten 
einen Dauerarbeitsplatz finden.

Die Bundesanstalt unterscheidet 
drei Teilbereiche der beruflichen Er­
wachsenenbildung: berufliche Fort­
bildung, Umschulung und die be­
triebliche Einarbeitung. Bei der be­
ruflichen Fortbildung wird auf einer 
vorhandenen Basisqualifikation auf­
gebaut. Ziel ist es, die Fertigkeiten 
und Kenntnisse der Teilnehmer zu 
erweitern und sie insbesondere der 
technischen Entwicklung anzupas­
sen. Über Fortbildung kann auch 
ein beruflicher Aufstieg erreicht wer­
den, etwa durch eine Meisterprü­
fung. Insgesamt entfallen auf die 
Fortbildung knapp 85% aller Teil­
nehmer an der beruflichen Erwach­
senenbildung.

Entgegen einer landläufigen Mei­
nung ist das zahlenmäßige Gewicht 
der Umschulungen geringer. Bei ei­
ner Umschulung betritt der Teilneh­
mer berufliches Neuland. Er sattelt 
um. Rund 10% der Arbeitnehmer, 
die eine Bildungsmaßnahme begin­
nen, lassen sich umschulen.

Das dritte Instrument ist die be­
triebliche Einarbeitung. Sie hat ge­

rade für den Arbeitnehmer den Vor­
teil, daß er damit von Anfang an in 
ein Arbeitsverhältnis kommt. Im Be­
trieb, am Arbeitsplatz, erhält der Ar­
beitnehmer die Qualifikationen, die 
er aufgrund seiner bisherigen Be­
rufserfahrung noch nicht hat, aber 
künftig braucht. Zur Zeit entfallen 
darauf gut 5 % aller beruflichen För­
derungsmaßnahmen.

Eines der aktuellen Stichworte 
der beruflichen Erwachsenenbil­
dung ist schon genannt worden: mo­
derne Techniken. Bei den Bildungs­
maßnahmen, die von der Bundes­
anstalt gefördert werden, wird be­
sonderes Gewicht darauf gelegt. So 
nimmt die Vermittlung der CNC- 
Technik, also der Arbeit an compu­
ternumerisch gesteuerten Werk­
zeugmaschinen, und der MC-Tech- 
nik, also der Mikrocomputer-Technik 
oder Mikroelektronik, ein breites 
Feld ein.

Leider stellen wir immer wieder 
fest, daß viele Arbeitnehmer nicht 
den Mut aufbringen, sich in Berufen 
mit einem hohen Anteil an neuer 
Technik weiterbilden zu lassen. Be­
reits bei Personen mittleren Alters 
ist eine gewisse Scheu in dieser 
Richtung immer wieder anzutreffen. 
Im Interesse aller Beteiligten darf es 
nicht soweit kommen, daß nur die 
Jüngeren die neuen Techniken be­
herrschen. Auch die Älteren müs­
sen am Wandel innerhalb unseres 
Arbeitslebens und dem damit ein­
hergehenden Fortschritt beteiligt 
sein. Den Luxus, am Althergebrach­
ten festzuhalten und dem Neuen ab­
lehnend gegenüberzustehen, kön­
nen sich heute nur noch wenige lei­
sten.

Dabei wirkt der technische Fort­
schritt auf den Arbeitsmarkt wesent­
lich günstiger als oft angenommen 
wird. Vor allem dort, wo Anlagen mit 
fortschrittlicher Technik installiert 
werden, entstehen die neuen Ar­
beitsplätze, die wir so dringend
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brauchen, die wir dann aber auch 
besetzen müssen.

Ängesichts der zunehmenden 
Zahl von arbeitslosen Jungal<ade- 
milcern l<ommt der beruflichen Wei­
terbildung auch für diesen Perso­
nenkreis wachsende Bedeutung zu. 
Derzeit werden jährlich etwa 20000 
arbeitslose Akademiker mit Hilfe der 
Arbeitsämter weitergebildet. Beson­
ders stark vertreten sind dabei Leh­
rer, Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaftler sowie Ingenieure. Bei die­
sem Personenkreis steht die Fortbil­
dung im Vordergrund; die Vermitt­
lung von EDV-Kenntnissen nimmt 
dabei einen hohen Rang ein. Dar­
über hinaus laufen für arbeitslose 
Lehrer seit einiger Zeit Modellversu­
che zur Umschulung. Die ersten Er­
fahrungen bestätigen, daß dieser 
Weg prinzipiell richtig ist.

Unterstützung erforderlich

Durch ihre Kontakte zu den Be­
trieben, Verwaltungen, Kammern 
und Gewerkschaften sowie durch 
die Beobachtung des Arbeitsmark­
tes sind die Arbeitsämter die richti­
gen Ansprechpartner für alle Rat­
suchenden in Sachen beruflicher 
Bildung. Zudem sind die Arbeitsäm­
ter maßgebend bei der Einrichtung 
der Lehrgänge beteiligt.

Die Bundesanstalt kann jedoch 
den Weg der weiteren Qualifizie­
rungsexpansion nicht allein gehen. 
Die Arbeitgeber müssen alle inner­
betrieblichen Weiterbildungskapazi­
täten ausschöpfen. Auch brauchen 
die Arbeitsämter von den Unterneh­
men konkrete Hinweise, in welche 
Richtung sich auf mittlere Sicht der 
Personalbedarf entwickelt. Manche 
der im Zusammenhang mit dem 
Fachkräftemangel vorgebrachten 
Vorwürfe an die Adresse der Ar­
beitsämter sind auf personalpoliti­
sche Fehleinschätzungen der Be­
triebe zurückzuführen.

Die Gewerkschaften sind gefor­
dert, die Arbeitsämter bei ihrer Auf­
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klärungsarbeit über die Notwendig­
keit der beruflichen Bildung zu un­
terstützen und die Arbeitnehmer zu 
informieren, wie wichtig die Bereit­
schaft, beruflich dazuzulernen oder 
sich gegebenenfalls neu zu orientie­
ren, für ein stabiles Berufsleben ist. 
Den Betriebsräten kommt dabei im 
Rahmen der Initiierung und Abstim­
mung der betrieblichen Weiterbil­
dung eine wichtige Bedeutung zu.

Für die Träger von Bildungsmaß­
nahmen gilt es, das Angebot lau­
fend zu aktualisieren und den Erfor­
dernissen des Marktes anzupas­
sen. Die weitere Qualifizierungs­
expansion darf nicht durch 
Kapazitätsprobleme behindert wer­
den.

Die Arbeitnehmer selbst schließ­
lich müssen stärker als bisher von 
sich aus eine Bildungsmaßnahme 
ins Kalkül ziehen. Der Gesetzgeber 
hat die Zugangsvoraussetzungen 
für eine Förderung durch das Ar­
beitsamt erleichtert und zusätzliche 
finanzielle Anreize gegeben, so daß 
mehr Personen als früher diese Lei­
stungen in Anspruch nehmen kön­
nen.

Verschiedentlich wird die Frage 
gestellt, ob das Bildungsniveau der 
Arbeitslosen noch eine berufliche 
Bildung in dem Umfange, wie sie 
derzeit geleistet wird, erlaubt. Dar­
auf kann nur mit einem klaren Ja ge­
antwortet werden. In den letzten 
Jahren erreichten immerhin jeweils 
fast 80% aller Teilnehmer an Bil­
dungsmaßnahmen das angestrebte 
Schulungsziel. Auch die Tatsache, 
daß dieser Prozentsatz vor Jahren 
etwas höher lag, rechtfertigt nicht 
ein Infragestellen des gesamten In­
strumentariums.

Wenn über berufliche Bildung ge­
sprochen wird, wird auch stets, und 
dabei oftmals überzogen, über die 
Kosten gesprochen. Inzwischen 
dürfte Einhelligkeit darüber beste­
hen, daß hiereingesetzte finanzielle

Mittel sich mehr als bezahlt ma­
chen. Für den Lebensunterhalt von 
Teilnehmern an beruflichen Fortbil- 
dungs- und Umschulungsmaßnah­
men zahlte die Bundesanstalt 1985 
an Unterhaltsgeld und Beiträgen 
zur Sozialversicherung 1,85 Mrd. 
DM. Für sonstige Kosten wie Lehr­
gangsgebühren, Lernmittel, Fahr­
kosten sowie für Einarbeitungszu­
schüsse wurden 1,581 Mrd. DM aus­
gegeben. Insgesamt wendete die 
Bundesanstalt für die individuelle 
Förderung der beruflichen Fortbil­
dung, Umschulung und Einarbei­
tung im letzten Jahr 3,4 Mrd. DM 
auf. In diesem Jahr hat sie dafür 4,5 
Mrd. DM. vorgesehen.

Uns liegt nicht daran, in einem 
Hau-Ruck-Verfahren einfach mehr 
Bildungsmaßnahmen zu produzie­
ren; der Qualität kommt gerade im 
Hinblick auf die neuen Techniken 
der Vorrang zu. Wir wollen vielmehr 
die Qualifizierungsexpansion im en­
gen Zusammenwirken mit allen am 
beruflichen Bildungsgeschehen Be­
teiligten schrittweise und bedarfs­
gerecht voranbringen. Dies ist ein 
wichtiger Weg, um Arbeitslosigkeit 
abzubauen und um einem Mangel 
an Fachkräften vorzubeugen.

Die kontinuierliche Verbesserung 
der Arbeitnehmerqualifikation ist ge­
rade für ein rohstoffarmes Land wie 
die Bundesrepublik Deutschland 
ein entscheidender Wettbewerbs­
faktor. Der Aufschwung der Wirt­
schaft und damit eine stetige Ver­
besserung der Arbeitsmarktlage 
dürfen nicht durch Engpässe bei 
qualifizierten Kräften behindert wer­
den. Wir brauchen deshalb nicht nur 
mehr Investitionen in Technik und 
Anlagen, sondern gleichermaßen in 
berufliche Qualifizierung. Berufliche 
Bildung ist für den einzelnen und für 
die Gesellschaft eine der gewinn­
trächtigsten und zugleich human­
sten Zukunftsinvestitionen. Alle 
Gruppen und Institutionen sind da­
her zur Mitwirkung aufgerufen.
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